
 

 

 
 

Neue Anmeldepflicht für Barmittel an EU-Außengrenzen 
 
 
Ab 15.06.2007 müssen Reisende, die Barmittel im Gesamtwert von 10.000 € oder mehr über 
die EU Außengrenzen mitführen, ihre Barmittel unaufgefordert bei der Zollbehörde schriftlich 
anmelden. 
 
Bisher mussten mitgeführte Barmittel nur auf Verlangen des Zollbeamten angegeben wer-
den. Bei Grenzübertritt innerhalb der EU bleibt es auch bei der bisherigen Regelung. 
 
Die unaufgeforderte Anmeldepflicht betrifft sämtliche Barmittel wie Bargeld, Schecks, Rei-
seschecks, Zahlungsanweisungen, Wechsel, Aktien, Schuldverschreibungen, Zinsscheine 
und auch Sparbücher, Edelmetalle und Edelsteine. 
 
Anmeldepflichtig ist jede Person, die Barmittel mit sich führt. Dabei kommt es auf den tat-
sächlichen Gewahrsam an. Bei gemeinsam reisenden Ehegatten darf der im Gewahrsam 
eines Ehegatten befindliche Betrag nicht beiden Ehegatten hälftig zugerechnet werden. Die 
anmeldefreie Höchstgrenze von 10.000 € gilt pro Reisenden, unabhängig von dessen Alter. 
 
Die Anmeldepflicht muss schriftlich bei der zuständigen Zollstelle auf einem dort erhältlichen 
Formular erfolgen. Ohne Anmeldung darf die Grenze nicht überschritten werden.  
Flugreisende haben die Anmeldung bei der Ankunft im gekennzeichneten Ausgang für an-
meldepflichtige Waren abzugeben. Bahnreisende müssen die Barmittel bei den Zugkontrol-
len anmelden. 
 
Dabei sind der Eigentümer, der Empfänger sowie Herkunft und Verwendungszweck der 
Barmittel anzugeben. Es sollten dazu Unterlagen über die Herkunft der Barmittel, z.B. der 
Kontoauszug über die Abhebung des entsprechenden Barbetrages, mitgeführt werden. 
 
Die Zollbeamten dürfen zur Überprüfung der Einhaltung der Anmeldepflicht das Beförde-
rungsmittel und das Gepäck überprüfen. Bei der begründeten Vermutung, dass nicht ange-
meldete Barmittel mitgeführt werden kann die Kleidung durchsucht werden. 
 
Die neue EU-Verordnung soll der Geldwäsche und der Finanzierung von Terrorismus entge-
genwirken. Ein Verstoß gegen die Anmeldepflicht ist eine Ordnungswidrigkeit und kann mit 
Geldbuße bis zu 1 Mio. € geahndet werden.  
 


